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Die Katze ist aus dem Sack: Pünktlich zum Ersten Mai hat uns die Nachricht erreicht, dass nun
tatsächlich ein Antrag durchgekommen ist, der eine Unvereinbarkeit von Fridays For Future (FFF)
Deutschland mit REVO beschließen soll. Unser Name prangt nun im Hufeisen neben AFD, NPD,
MLPD und dem III. Weg im offiziellen Strukturpapier. Dass hier linke und faschistische Gruppen so
nebeneinander genannt werden, müsste schon für Empörung sorgen. Anfang April wurde auf
bundesweiter Ebene von FFF entsprechender Antrag gestellt. Dieser ist so weit FFF-intern zu
behandeln, weswegen wir nicht auf Details der Erklärung eingehen können. Wir möchten dennoch
zumindest im Groben einige der Lügen und Vorwürfe hier einordnen, damit die Debatte einem
breiteren Kreis von Aktivist:innen zugänglich wird.

Im Antrag werden wir als isolierte Organisation dargestellt, deren ausschließliche Politik ein
parasitäres und hinterhältiges Unterwandern anderer linker Kräfte sei. Angeblich schrecken wir
dabei so wenig vor Druckausübung bis hin zu unmittelbarer Gewalt zurück, dass allen Aktivisti angst
und bange werden müsste. Untermalt wird dies mit dem Vorwurf, dass wir ein unkritisches
Verhältnis zur DDR oder der RAF hätten. Für all diese Vorwürfe hätte ein fünfminütiger Besuch
unserer Insta- oder Webseite ausgereicht, um sich eines Besseren belehren zu lassen. Man hätte
dort beispielsweise gesehen, dass wir tatkräftig in der Umweltbewegung aktiv sind, aktionistische
Basisarbeit an Schulen leisten, solidarisch in diversen Bündnissen mitwirken und himmelweit davon
entfernt sind, mordlustige Monster zu sein. Und wenn wir schon bei der schlechten Informationslage
sind: Die Gruppe Arbeiter:innenmacht wurde auch direkt als unsere „Dachorganisation“
ausgeschlossen, während wir in Wahrheit von dieser unabhängig sind.

Die politische Herkunft derjenigen, die uns hier als „Parasiten“ bezeichnen, hat dabei schon eine
gewisse Ironie: Eine Führung, in welche Millionen Schüler:innen ihre Hoffnung gesetzt haben,
welche aber gleichzeitig keine politischen Erfolge gegen die Regierung durchsetzen konnte und
stattdessen mit den Grünen und den NGOs im Rücken ein paar ansehnliche Posten gefunden hat,
sollte mit diesem Wort vorsichtiger umgehen gegenüber einer kleinen, aktivistischen Gruppe von
Jugendlichen. Angesichts der immer größeren Dringlichkeit der Klimakatastrophe, der
Mobilisierungsschwäche unserer Bewegung und der Antwort der Ampel-Regierung, die in Lützerath
knochenbrechende Bullen auf uns los gehetzt hat und nun mehr und mehr Aktivist:innen einknastet
(von LG z. B. ), wäre es rühmlicher, wenn die Führung der Bewegung eine allgemeine Debatte
darüber anstieße, wie wir in die Offensive übergehen können, anstatt diejenigen, die es auf eigene
Initiative versuchen, auszuschließen.

Im Konkreten beziehen sich die gegen uns erhobenen Vorwürfe zum allergrößten Teil auf angebliche
Handlungen eines unserer Genoss:innen. Mensch hat sich 2019 als Schüler:in in FFF politisiert, sich
davon wegradikalisiert und ist vor circa einem Jahr bei uns gelandet. Dennoch hat sich Mensch bis
zum Schluss als Teil von FFF verstanden und noch schwindende Hoffnungen reingesteckt, dass auch
die Bewegung die offensichtlichen Widersprüche erkennt, in denen sich eine bürgerliche
Umweltbewegung befindet. Hierbei war Mensch unter anderem im linken Flügel von FFF aktiv und
zwar weitestgehend eigenständig und unabgesprochen mit uns als REVO.
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Erst recht haben wir den linken Flügel nicht geheim orchestriert. Dennoch wird uns genau dies
vorgeworfen, wobei unerheblich ist, ob bestimmte Geschichten stattfanden, bevor besagte Person
überhaupt bei uns war und welchen Anteil sie selbst daran geleistet hat. Wir werden dabei für ein
Großteil der jüngeren linken Oppositionsarbeit verantwortlich gemacht, als könnte so etwas nicht
auch spontan in FFF passieren.

Uns erscheint es so, als seien alle halbgaren Infos und Vorwürfe zusammengekratzt worden, die
gefunden werden konnten, um unsere Positionen aus den Prozessen in FFF auszuschließen. Das
andere sich an bestimmten Verhaltensweisen gestört haben, ist sicherlich nachvollziehbar. Aber
dass für eine relativ kleine Orga direkt der große Hammer „Unvereinbarkeit“ rausgeholt wird, wirft
schon Fragen auf.

Was ist der politische Hintergrund?

Millionen von Aktivisti haben sich der Bewegung angeschlossen, haben Gegenwind geerntet und viel
Energie in die Bewegung gesteckt. Und was haben wir dafür bekommen? Lausige Klimapakete,
folgenlose Konferenzen und eine Menge heißer Luft. Dies führte dazu, dass der Abstand zwischen
unseren Aktionen größer und die Aktionen selbst kleiner wurden, sich viele von uns frustriert von
der Bewegung zurückgezogen haben. Die Bewegung hat sich polarisiert in diejenigen, die für die
Grünen im Bundestag sitzen, während wir uns wie viele andere von den Bullen aus dem Danni oder
Lützi prügeln lassen.

In unserem Strategiepapier zur Krise der Klimabewegung haben wir ausführlich dargelegt, welche
Schritte wir als nächstes gemeinsam gehen müssen, wenn wir die Bewegung retten und diesen
Planeten erhalten wollen. Wir müssen die Basis unserer Bewegung erweitern. Es kann nicht sein,
dass wir hauptsächlich aus Schülis und Studis bestehen. Wir müssen auf die Beschäftigten in den für
das Klima relevanten strategischen Wirtschaftssektoren zugehen und uns zusammen organisieren.
Inhaltlich müssen wir unsere Forderungen daran ausrichten, die Klimafrage mit der Sozialen Frage
zu verbinden. Andernfalls werden die Rechten diese Lücke füllen und ihre Klimaleugnerei als
Sozialpolitik verkaufen. Wir brauchen Klimaforderungen, die zugleich soziale Verbesserungen für
alle mit sich bringen, statt Verbote, Entlassungen und Green Washing. Gleichzeitig müssen wir
anfangen unsere Forderungen auch dort an die Leute zu bringen, wo wir uns tagtäglich aufhalten: in
unseren Schulen, Unis und Betrieben. Vor Ort müssen wir Basiskomitees aufbauen, die
kontinuierlich Arbeit zum Klimaproblem machen und diese mit den sozialen Problemen vor Ort
verknüpfen.

Innerhalb von FFF rumort es und immer mehr Antikapitalist:innen fangen an, die Politik der
Führung von FFF in Frage zu stellen. Als Organisation sind wir dabei ein leichtes Ziel, für
diejenigen, die das verhindern wollen. Weil wir offen und unangepasst auftreten und dadurch
vielleicht nicht zu den Allerbeliebtesten gehören, und darauf sind wir stolz.  Den verbliebenen linken
Kräften innerhalb von FFF sollte klar sein: Wenn man mit solchen Vorwürfen durchkommt, erhöht
das den Anpassungsdruck auf alle anderen antikapitalistischen Kräfte und schwächt deren Position
massiv. Das sollte eben diese Kräfte zum Nachdenken anregen, welche Rolle FFF noch spielen kann.
Es gibt eine große Kluft zwischen einigen Ortsgruppen und der Bundesorga und die politische
Perspektivlosigkeit, dass man durch Appelle ein Einlenken der Regierung erreichen will, hat sich ein
ums andere Mal gezeigt. Wir wollen FFF zugutehalten, dass sie die Klimakrise auf die Tagesordnung
gesetzt haben. Aber zur Bewältigung brauchen wir kämpferische und antikapitalistische Antworten.

Wir schlagen vor, gemeinsam mit linken Kräften der Umweltbewegung eine antikapitalistische
Klimakonferenz zu organisieren, um Forderungen und Aktionsformen zu entwickeln, die diese
Antworten leisten. Die Wähl- und Abwählbarkeit ist hierbei zentral, um die Verselbstständigung von
Führungspersonen zu verhindern und eine basisdemokratische Kontrolle von unten zu



gewährleisten. Außerdem müssen wir dafür Sorge tragen, dass an diesen Debatten und
Auseinandersetzungen sowohl Arbeiter:innen als auch marginalisierte Gruppen teilnehmen können
und gehört werden. Der Charakter einer solchen Konferenz sollte darauf ausgerichtet sein, ein
gemeinsames antikapitalistisches Klima-Aktionsprogramm zu verabschieden, in dem wir uns auf
gemeinsame Forderungen und Aktionen einigen.

Der Widerstand gegen die Klimakrise geht also weiter und wir lassen uns nicht
unterkriegen!

Kämpfen wir zusammen in den Schulen, Unis, Betrieben, Gruben, Wäldern und auf der
Straße!

Falls ihr eure Solidarität zeigen wollt, könnt ihr den Beitrag gerne teilen!


